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Die rechtliche gleichstellung der 
homo-ehe als Politikum der Aner-
kennung pluraler l(i)ebensweisen?  
Ein allzu notwendiger Einwand

Von Martin hiele

In modernen Gesellschaten westli-

chen Vorbilds, deren totalitäre Sexu-

alitätsordnung Adrienne Rich tref-

fend als „Zwangsheterosexualität“ (Rich 

1993 [1980]: 139) beschrieben hat, wird 

aus der scheinbaren Komplementarität 

der beiden Geschlechter die heterose-

xuelle Paarbeziehung als die elementare 

Grundform intimer Verbindungen und 

menschlicher Vergemeinschatung ab-

geleitet. „Das heterosexuelle Paar ist die 

ultimative Rationale menschlicher Be-

ziehungen, die unteilbare Basis jeglicher 

Gemeinschat, die scheinbar nicht hin-

tergehbare Bedingung der Reprodukti-

on, ohne die, so das kulturelle Selbstver-

ständnis, es überhaupt keine Gesellschat 

gäbe“ (Hark 2005: 293f.). Eine solche 

heteronormative Gesellschatsvorstel-

lung, in der die sexuelle Verbindung 

von Mann und Frau zum existenziellen 

Fundament der Familie als der Keimzelle 

der Gesellschat und damit zur selbstver-

ständlichen Norm der Lebensführung 

stilisiert wird, begründet den herausge-

hobenen Status, den die staatliche Se-

xualpolitik ehelichen Zusammenschlüs-

sen einräumt. Der heterosexuellen Ehe 

werden von Staatsseiten ganz selbstver-

ständlich etliche juristische und materi-

elle Privilegien zugesichert, die anderen 

intimen und vertrauensvollen (Liebes-)

Beziehungen konsequent vorenthalten 

werden. Entsprechend ist der Ehebund 

das Paradigma gesellschatlich legitimer 

sexueller Arrangements schlechthin und 

bildet damit den Bezugspunkt, auf den 

hin das hierarchische Feld der Sexualität 

organisiert ist (vgl. Butler 2011: 174; Ru-

bin 2003 [1984]: 39f.). 

ausschluss im Einschluss

Als in den 1990er Jahren die lesbisch/

schwulen Bürgerrechtsverbände – allen 

voran der Lesben- und Schwulenver-

band Deutschland (LSVD) – hierzulande 

zunehmend an politischem Einluss ge-

wannen, rückte daher der Wunsch nach 

der Öfnung der Ehe für lesbische und 

schwule Paare schnell auf den obersten 

Platz ihrer politischen Agenda. Auf die-

sen wurde im Jahr 2001 mit der Schafung 

der Eingetragenen Lebenspartnerschat 

eingegangen. Diese umgangssprachlich 
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meist auch als Homo-Ehe bezeichnete 

Institution verspricht die weitgehende 

rechtliche Gleichstellung homosexueller 

Paarbeziehungen mit der traditionellen 

heterosexuellen Ehe. De facto wurden 

jedoch entscheidende Vorzugsrechte der 

Ehe bewusst nicht in das Lebenspart-

nerschatsgesetz aufgenommen. In den 

letzten Monaten ist daher eine erneute 

Debatte um die Benachteiligung der Ho-

mo-Ehe entbrannt. Motiviert durch die 

aktuellen Urteile des Bundesverfassungs-

gerichts, das die Ungleichbehandlung 

von Eingetragener Lebenspartnerschat 

und Ehe in den wesentlichen adoptions- 

und steuerrechtlichen Belangen als ver-

fassungswidrig kennzeichnet, setzen sich 

lesbisch/schwule Bürgerrechtspolitiken 

gegenwärtig wieder verstärkt für die 

vollständige juristische Angleichung der 

Homo-Ehe ein. Die gesetzliche Veran-

kerung gleicher Plichten und gleicher 

Rechte von Ehe und Homo-Ehe scheint 

demnach nur noch eine Frage der Zeit. 

Im öfentlichen Diskurs wird die Durch-

setzung der Rechtsgleichheit für die 

Eingetragene Lebenspartnerschat nicht 

selten als das Ende der Diskriminierung 

und Stigmatisierung sexueller Minder-

heiten und dementsprechend als der 

letzte Prüfstein der vollständigen gesell-

schatlichen Akzeptanz nicht-heterose-

xueller L(i)ebensweisen diskutiert. Bei 

genauerer Betrachtung stellt sich diese 

Einschätzung jedoch als entscheidender 

Fehlschluss heraus.

Entgegen der ursprünglichen For-

derung wurde mit der Einführung der 

Eingetragenen Lebenspartnerschat die 

Ehe keineswegs für gleichgeschlechtliche 

Paare geöfnet. Juristisch gesehen mar-

kiert das Lebenspartnerschatsgesetz ein 

sogenanntes Aliud, ein der Ehe nachge-

ordnetes Rechtsinstitut, und damit eine 

Sonderregelung für Homosexuelle (vgl. 

Hark 2000: 85). Der privilegierte Status 

der Ehe ist insofern keinesfalls aufgeho-

ben. Vielmehr wird die traditionelle he-

terosexuelle Ehe in ihrer unhinterfragten 

Legitimität bestätigt, denn sie erscheint 

nach wie vor als die selbstverständliche 

Normalität, während für Lesben und 

Schwule eine gesonderte Regelung be-

steht. Die Rechtsordnung erlaubt diesen 

Der heterosexuellen Ehe werden von Staatsseiten ganz 
selbstverständlich etliche juristische 

und materielle Privilegien zugesichert, die 
anderen intimen und vertrauensvollen (Liebes-)

Beziehungen konsequent vorenthalten werden.
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zwar die amtliche Beglaubigung ihrer 

Beziehung, gesteht ihnen jedoch nicht 

die Anerkennung einer Eheschließung 

zu. An diesem Ausschluss im Einschluss 

würde wohl auch die vollständige recht-

liche Angleichung kaum etwas ändern. 

So wie die Konstruktion der Homose-

xualität als fundierende Abweichung 

notwendig ist, damit Heterosexualität 

ihre vermeintliche Naturhatigkeit und 

Normalität behaupten kann (vgl. Butler 

2003: 157), fungiert die Eingetragene 

Lebenspartnerschat symbolisch als das 

Andere, das Abweichende, die Kopie der 

heterosexuellen Ehe. Die Eingetragene 

Lebenspartnerschat stabilisiert die Ehe 

damit in ihrer Position als maßgebliches 

Original von Intimität und Sexualität, 

statt sie zu dezentralisieren. Ersichtlich 

wird dieser Sachverhalt schon an der 

alltagssprachlichen Bezeichnung, die die 

Homo-Ehe im Gegensatz zur heterose-

xuellen Ehe sexuell markiert und so se-

mantisch von dieser trennt. Demnach 

kann durchaus geschlussfolgert werden, 

dass die Ehe mit der Einführung der Ein-

getragenen Lebenspartnerschat in ihrer 

Funktion als symbolischer Stützpfeiler 

der heteronormativen Gesellschatsord-

nung paradoxerweise eher noch gefestigt 

als untergraben wurde.

gleiches Recht für alle?

Darüber hinaus ließe sich fragen, ob 

die rechtliche Gleichstellung gleichge-

schlechtlicher Paare das mit ihr verbun-

dene Anliegen der Anerkennung und 

Absicherung nicht-heterosexueller L(i)e- 

bensweisen in ihrer Mannigfaltigkeit 

nicht gänzlich verfehlt. So wird deut-

lich, dass durch die staatliche Anerken-

nung der Ehe nicht nur ein bestimmtes 

Begehren, nämlich heterosexuelles, ab-

gesegnet wird. Vielmehr ist es die Ehe-

gesetzgebung, mit der von Seiten des 

Staates alle ehelichen und eheähnlichen 

Beziehungsmodelle heraushoben und 

abweichende Formen von Intimität und 

Zusammensein als illegitim verworfen 

werden. Die staatliche Sexualpolitik 

stützt den Lebensentwurf der monoga-

men, exklusiven und auf Dauer angeleg-

ten Paarbeziehung und gibt vor, dieser 

sei für jedermann_frau uneingeschränkt 

erstrebenswert (vgl. Hark 2000: 91). Die-

ses heteronormative Verständnis von 

Letztlich führte die Einführung der Homo-Ehe nicht 
zur Gleichstellung und Akzeptanz von Lesben und 
Schwulen, sondern lediglich zur Anerkennung einer 
bestimmten Lebensweise, nämlich der exklusiven  
Liebesbeziehung zweier Menschen.
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legitimen L(i)ebensweisen ist auch der 

Homo-Ehe grundlegend eingeschrieben, 

denn die „Fokussierung auf die Anerken-

nung des Paares […] unterstellt, dass die 

Vorstellungen von Lesben und Schwulen 

vom ‚guten Leben’ sich decken mit den 

bereits etablierten und normativ abgesi-

cherten Vorstellungen” (Hark 2000: 91, 

Hervorhebung im Original). Durch die 

kritiklose Übernahme der heteronorma-

tiven Paarbeziehungsnorm wird diese 

und ihre Institutionalisierung in Gestalt 

der Ehe als scheinbar normal und in je-

dem Fall wünschenswert bestätigt. 

Es sind also lediglich gleichge-

schlechtliche Paare, die ihre Beziehung 

amtlich beglaubigen lassen können und 

einen gewissen staatlichen Schutz und 

Unterstützung erhalten. In diesem Sinne 

gelingt es der Homo-Ehe zweifellos die 

Zone normaler und sozial anerkannter 

Beziehungsweisen und Sexualitäten ein 

Stück weit auszudehnen. Doch die In-

klusion der heiratswilligen Homosexuel-

len in das bestehende Wertesystem wird 

zum Preis der Exklusion derer erkaut, 

die keine monogame und dauerhate 

Zweierbeziehung leben (wollen oder 

können). Letztlich führte die Einführung 

der Homo-Ehe nicht zur Gleichstellung 

und Akzeptanz von Lesben und Schwu-

len, sondern lediglich zur Anerkennung 

einer bestimmten Lebensweise, nämlich 

der exklusiven Liebesbeziehung zweier 

Menschen. Die staatliche Privilegierung 

der Paarbeziehung, die sich nun auch 

auf gleichgeschlechtliche Paare erstreckt, 

führt schlichtweg zur Benachteiligung 

alternativer Lebensentwürfe und aller 

Heiratsunwilligen (vgl. Warner 2000: 

95f.; Hark 2000: 84). Daher geht, so ar-

gumentiert Caren Lay (2000) prägnant, 

die Einführung der Homo-Ehe mit der 

symbolischen Konstruktion guter und 

schlechter „Perverser“ einher. All jene 

gleichgeschlechtlich L(i)ebenden, die die 

Verpartnerung vollziehen und sich so 

in die gesellschatliche Beziehungsnorm 

einfügen, werden als gute und sozial-

verträglich „Perverse“ wahrgenommen 

und moralisch aufgewertet. Diejenigen 

jedoch, die sich verpartnerungsresistent 

zeigen, werden als schlechte „Perver-

se“ gebrandmarkt, die ihren vermeint-

lich ichbezogenen Lebensvorstellungen 

ohne Rücksicht auf andere nachgehen. 

Mit der Homo-Ehe bietet die staatliche Ordnung 
gleichgeschlechtlichen Paaren die Möglichkeit morali-

scher Aufwertung und damit des Aufstiegs innerhalb 
der hierarchischen Stratiikation sexueller Lebenswei-

sen in den Bereich des gesellschatlich Legitimen.
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Dass mittlerweile auch gleichgeschlecht-

lich L(i)ebenden das Recht zukommt, 

Paarbeziehungen amtlich beglaubigen 

und staatlich schützen zu lassen, ändert 

überhaupt nichts an der Diskriminie-

rung außerehelicher Lebensmodelle, 

sondern verstärkt diese eher noch. Da 

sich, so kann mit Judith Butler (2011: 

173) argumentiert werden, „[d]ie Sphä-

re der legitimen intimen Beziehungen 

[…] dadurch etabliert, dass Bereiche 

der Illegitimität produziert und intensi-

viert werden“, bedeutet der nachholende 

Einschluss ehemals Ausgeschlossener in 

den Bereich des Legitimen folglich eine 

Verengung des Handlungsspielraums für 

all die Menschen, denen diese Möglich-

keit nicht ofen steht oder die sie nicht 

in Anspruch nehmen wollen. Die nega-

tiven Konsequenzen dieser Entwicklung 

bekommen nicht nur unverheiratete Les-

ben und Schwule zu spüren. Ebenso wer-

den heterosexuelle Singles, polyamore 

Beziehungsentwürfe und Einelternfami-

lien in besonderer Weise der Stigmatisie-

rung und Marginalisierung ausgesetzt. 

Auch heute noch wird Homosexu-

alität im öfentlichen Bewusstsein ot 

schlicht auf Sex reduziert oder gar mit 

diesem gleichgesetzt. Dabei wird die 

Sexualität von Lesben und Schwulen 

mit Promiskuität, Verantwortungslo-

sigkeit und Asozialität in Verbindung 

gebracht. Gerade den homosexuellen 

Subkulturen, die seit jeher einen ofe-

nen Umgang mit Sexualität plegen und 

sich bewusst nicht an der hegemonialen 

Beziehungsnorm orientieren, wird dann 

schnell unkontrollierte, anomische, ja 

quasi subversive sexuelle Genusssucht 

unterstellt. In diesem Sinne fungiert die 

Eingetragene Lebenspartnerschat eben-

so wie ihr heterosexuelles Vorbild als ein 

Regulierungs- und Kontrollinstrumen-

tarium staatlicher Sexualitätspolitik und 

kann damit auch als Versuch des Staates 

verstanden werden, die als bedrohlich 

wahrgenommenen homosexuellen Al-

ternativszenen durch die Assimilation 

in die Beziehungsnorm zu heterosexua-

lisieren und zu sexueller Anständigkeit 

zu disziplinieren (vgl. Baker 2000: 81f.). 

Gayle Rubin zeigt auf, dass die gesell-

schatliche Hierarchisierung des sexuel-

len Feldes kein starres Gefüge darstellt, 

sondern allzeit umkämpt ist und sich 

in ständigem Wandel beindet. Gleich-

geschlechtlich l(i)ebende Menschen 

nehmen hierbei aktuell eine ambivalen-

te Position zwischen Anerkennung und 

Ablehnung, zwischen legitimer und ille-

gitimer Existenz ein. „Während sich sta-

bile Langzeitbeziehungen unter Lesben 

und Schwulen auf der Grenze des Akzep-

tablen beinden, halten sich Clublesben 

und promiskuitive Schwule nur so eben 

über den Gruppierungen am unteren 

Ende der Pyramide” (Rubin 2003 [1984]: 

39). Mit der Homo-Ehe bietet die staat-

liche Ordnung gleichgeschlechtlichen 

Paaren die Möglichkeit moralischer Auf-

wertung und damit des Aufstiegs inner-

halb der hierarchischen Stratiikation se-

xueller Lebensweisen in den Bereich des 
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gesellschatlich Legitimen. Die Hofnung 

auf Anerkennung über das Medium der 

amtlich beglaubigten Verpartnerung 

ist insofern sicherlich der entscheiden-

de Grund, aus dem die Homo-Ehe eine 

derartige Attraktivität für einige Lesben 

und Schwule ausstrahlt, die sich den Ein-

schluss in die beruhigende Normalität 

herbeisehnen. Dieser Wunsch nach ei-

nem als normal wahrgenommenen und 

staatlich abgesicherten Leben soll den 

Heiratswilligen hier weder abgespro-

chen noch soll er verurteilt werden. Im 

Sinne einer radikaldemokratischen und 

pluralistischen Sexualpolitik kann diese 

Forderung jedoch keineswegs sein. Einer 

solchen darf es eben gerade nicht darum 

gehen, zu beweisen, dass Homosexuelle 

genauso gewöhnlich und harmlos sind, 

wie all die anderen gesetzes- und norm-

treuen Bürgerinnen und Bürger auch. 

Vielmehr muss progressive Sexualpolitik 

beharrlich auf den gelebten Diferen-

zen bestehen und stets darum bemüht 

sein, sichtbar zu machen, dass intime 

Arrangements und Formen des Zusam-

menlebens weitaus vielgestaltiger und 

lustvoller sein können, und es in Wirk-

lichkeit bereits sind, als die hegemoniale 

heterosexuelle Beziehungsnorm glauben 

machen will.

Diferenzen entfalten statt   

einebnen

Es wird also deutlich, dass die rechtliche 

Angleichung der Homo-Ehe an die tra-

ditionelle heterosexuelle Ehe kein Mehr 

an gesellschatlicher Akzeptanz oder gar 

die Absicherung und Anerkennung viel-

fältiger Lebensgemeinschaten verheißt. 

Vielmehr indet durch die kritiklose 

Orientierung an der staatlich beglaubig-

ten Institution der Ehe eine „progressive 

Konservierung” (Degele/Dries/Staufer 

2002: 138) der heteronormativen Ver-

hältnisse statt. Damit wird eine vormals 

ausgeschlossene und stigmatisierte Be-

völkerungsgruppe in die soziale und 

rechtliche Norm integriert, ohne dabei 

die Frage nach ihrer Legitimität auch 

nur ansatzweise aufzuwerfen. Welche 

Möglichkeiten hat nun eine Sexualpoli-

tik der Vielfalt, um dieser heterosexuel-

len Normalisierung zu begegnen und die 

Anerkennung sexueller Pluralität zu er-

reichen? Jedenfalls darf sie nicht darauf 

Eine tatsächliche Selbstbestimmung des 
persönlichen Lebensentwurfs kann nur über die 

rechtliche Gleichstellung und materielle 
Absicherung aller selbst gewählten und -gestalteten 

intimen Arrangements und menschlichen 
Existenzen erreicht werden.
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abzielen, nur für bestimmte Gruppen die 

Möglichkeit der Partizipation an den be-

stehenden Institutionen zu erwirken und 

damit den Kreis derer, die in den zweifel-

haten Genuss von Sonderrechten kom-

men, schlicht zu erweitern. Einschluss, 

Aufwertung und Bevorzugung einer 

Gruppe hebt die grundlegend diskri-

minierenden sozialen Verhältnisse und 

Strukturen nicht auf, sondern bedeutet 

zwangsläuig Ausschluss, Abwertung 

und Benachteiligung anderer Gruppen. 

Heiraten ist und bleibt somit eine höchst 

diskriminierende und unethische An-

gelegenheit, die immer zulasten Nicht-

verheirateter vollzogen wird (vgl. War-

ner 2000: 82). Progressive Sexualpolitik 

kann sich dementsprechend nicht auf die 

bescheidene Reformierung des Beste-

henden einlassen, sondern muss funda-

mentale soziale Veränderung anstreben 

(vgl. Warner 1991: 6). 

„Statt uns an der Einförmigkeit ei-

ner normalisierten Bevölkerung zu ori-

entieren“, so Sabine Hark, „gälte es viel-

mehr, Diferenzen zu entfalten, die ihre 

Grenze in der Autonomie und Freiheit 

der Anderen fände” (Hark 2000: 95). 

Eine solche gesellschatliche Wertschät-

zung menschlicher Heterogenität ist 

ausschließlich über die Abschafung jeg-

licher Sonderregelungen für bestimmte 

L(i)ebensweisen möglich. Eine tatsäch-

liche Selbstbestimmung des persönli-

chen Lebensentwurfs kann nur über die 

rechtliche Gleichstellung und materielle 

Absicherung aller selbst gewählten und 

-gestalteten intimen Arrangements und 

menschlichen Existenzen erreicht wer-

den. Statt also ein Stück vom altbackenen 

Kuchen gesellschatlicher Privilegien zu 

verlangen, wie es die lesbisch/schwulen 

Bürgerrechtsverbände tun, sollte zufor-

derst der Versuch unternommen wer-

den, einen neuen und für jedermann_

frau schmackhaten Kuchen zu backen 

(vgl. Schenk 2000: 131f.). Einen mögli-

chen Anknüpfungspunkt bietet hierbei 

das Konzept der vertraglich geregelten 

Wahlverwandtschaten, denn Familien-

bande sind nicht nur da, wo biologisch 

begründete Verwandtschatsverhältnis-

se bestehen, sondern auch und gerade 

dort, wo Menschen Verantwortung und 

Fürsorge füreinander übernehmen. Eine 

solche Institution würde jede_n in die 

Lage versetzen, selbst darüber zu be-

stimmen, welche Personen in den Kreis 

der Familie aufgenommen und wem 

Verfügungsgewalt über und Zuständig-

keiten für persönliche Angelegenheiten 

eingeräumt werden. Die Ehe muss mit 

Einführung einer solchen juristischen 

Familienkonstellation nicht zwangsläu-

ig abgeschat werden. Sie würde jedoch 

ihren ungerechtfertigten Status als recht-

lich privilegierte und materiell geförder-

te Sonderinstitution verlieren. Vergüns-

tigungen sollten demnach nur noch dort 

gewährt werden, wo sie dringend benö-

tigt werden, zum Beispiel in Lebensge-

meinschaten mit Kindern. 

Der Vorteil einer solchen auf He-

terogenität aubauenden und abzielenden 
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Sexualpolitik liegt in der Möglichkeit, 

über Identitätspolitik hinausreichende 

politisch-solidarische Allianzen bilden 

(bspw. mit ehekritischen Heteras und He-

teros) und politische Forderungen damit 

auf ein breiteres demokratisches Funda-

ment stellen zu können. Über das Ansin-

nen der rechtlichen Gleichstellung aller 

denk- und lebbarer Beziehungsmodelle 

hinaus muss demokratische Sexualpolitik 

jedoch weiterhin die Destabilisierung der 

heterozentristischen Ordnung mit all ih-

ren normierenden und ausschließenden 

Implikationen und Imperativen voran-

treiben. Denn so lange Heterosexualität 

kulturelle Hegemonie besitzt, werden 

Menschen und L(i)ebensweisen, die ihr 

nicht entsprechen (wollen oder können), 

gesellschatlich marginalisiert und stig-

matisiert, ganz egal ob sie vor dem Gesetz 

gleich sind oder nicht. 
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